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Kreis Lippe 
 
162 Immissionsschutz 
 
Bekanntmachung der Entscheidung über die Notwendigkeit 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (allgemeine Vorprü-
fung des Einzelfalles nach § 3c des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung - UVPG).  
 
Immissionsschutz 
 
Die NAWARO Wendlinghausen GmbH & Co KG, Kellerweg 
12 in 91154 Roth, beantragt die Genehmigung gemäß §§ 
4/16/19 des Bundes- Immissionsschutzgesetzes (BIm-
SchG) für die wesentliche Änderung und den geänderten 
Betrieb einer Biogasanlage zur Erzeugung von Biogas und 
Elektroenergie in 32694 Dörentrup, Voßheider Straße 4a, 
Gemarkung Wendlinghausen, Flur 2, Flurstück 446,449 
und 450. Der Antrag beinhaltet im Wesentlichen die Errich-
tung und Betrieb eines zusätzlichen BHKWs und einer er-
höhten Durchsatzleistung bezüglich der Einsatzstoffe in der 
Biogasanlage. 
 
Die Anlage ist in der Anlage 1 (Liste der UVP- pflichtigen 
Vorhaben) des UVPG unter der Nr. 8.4.2.1 Spalte 2 als An-
lage genannt, für die im Rahmen einer allgemeinen Vorprü-
fung des Einzelfalls nach § 3c Abs. 1 Satz 1 des UVPG zu 
prüfen ist, ob nach den in der Anlage 2 UVPG aufgeführten 
Schutzkriterien erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen 
zu erwarten sind, die nach § 12 UVPG zu berücksichtigen 
wären. 
 
Nach Prüfung der Antragsunterlagen und unter Berücksich-
tigung der Stellungnahmen der im Genehmigungsverfahren 
beteiligten Träger öffentlicher Belange wurde festgestellt 
und entschieden, dass die Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist, da erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen nach den in der Anlage 2 
des UVPG genannten Schutzkriterien nicht zu erwarten 
sind. Die Feststellung ist selbstständig nicht anfechtbar. 
 
Diese Entscheidung wird hiermit gem. § 3a des UVPG der 
Öffentlichkeit bekannt gegeben. 
 
Dieser Text ist auch auf der Internetseite des Kreises Lippe 
unter: 
Natur und Umwelt � Immissionsschutz� Amtliche Be-
kanntmachungen abrufbar. 
 
Kreisverwaltung Lippe 
Der Landrat 
 
Detmold, den 16.04.2015 
 
Im Auftrag 
 
 
gez. Kerkmann 

Kr.Bl.Lippe 27.04.2015 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
163 Immissionsschutz 
 
Bekanntmachung der Entscheidung über die Notwendigkeit 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (standortbezogene 
Vorprüfung des Einzelfalles nach § 3c des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung - UVPG).  
 
Immissionsschutz 
 
Die Stadtwerke Detmold GmbH, Am Gelskamp 10 in 32758 
Detmold, beantragt die      Genehmigung gemäß §§ 4/19 
des Bundes- Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) für die 
Errichtung und den Betrieb einer Verbrennungsmotoranla-
ge zur Erzeugung von Strom und Wärme für den Einsatz 
von Erdgas durch ein Blockheizkraftwerk (BHKW) in 32758 
Detmold, Georgstraße 10, Gemarkung Detmold, Flur 37, 
Flurstück 235.  
 
Die Anlage ist in der Anlage 1 (Liste der UVP- pflichtigen 
Vorhaben) des UVPG unter der Nr. 1.2.3.2 Spalte 2 als An-
lage genannt, für die im Rahmen einer standortbezogenen 
Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3c Abs. 1 Satz 2 des 
UVPG zu prüfen ist, ob nach den in der Anlage 2 Nr. 2 
UVPG aufgeführten Schutzkriterien erhebliche nachteilige 
Umweltauswirkungen zu erwarten sind, die nach § 12 
UVPG zu berücksichtigen wären. 
 
Nach Prüfung der Antragsunterlagen und unter Berücksich-
tigung der Stellungnahmen der im Genehmigungsverfahren 
beteiligten Träger öffentlicher Belange wurde festgestellt 
und entschieden, dass die Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist, da erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen nach den in der Anlage 2 
des UVPG genannten Schutzkriterien zum Standort des 
Vorhabens nicht zu erwarten sind. Die Feststellung ist 
selbstständig nicht anfechtbar. 
 
Diese Entscheidung wird hiermit gem. § 3a des UVPG der 
Öffentlichkeit bekanntgegeben. 
 
Dieser Text ist auch auf der Internetseite des Kreises Lippe 
unter: 
Natur und Umwelt � Immissionsschutz� Amtliche Be-
kanntmachungen abrufbar. 
 
Kreisverwaltung Lippe 
Der Landrat 
 
Detmold, den 16.04.15 
 
Im Auftrag 
 
 
gez. Gutowski 

Kr.Bl.Lippe 27.04.2015 
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Stadt Detmold 
 
164 Aufstellung des Bebauungsplanes 
 
01-15 „Leopold-Zunz-Weg/Joseph-Plaut-Weg“, 5. (be-
schleunigte) Änderung 
Ortsteil:   Detmold 
Änderungsgebiet: Südlich an die Hans-Hinrichs-

Straße angrenzende Grund-
stücke, westlich Kiewning-
straße 

 
Es wird hiermit gem. § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) be-
kannt gemacht, dass der Ausschuss für Stadtentwicklung 
der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 14.04.2015 
gem. § 41 (2) der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen die Einleitung des o. g. Bebauungsplanver-
fahrens mit folgendem Wortlaut beschlossen hat (Aufstel-
lungsbeschluss): 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt 
gem. § 2 (1) BauGB die Aufstellung des  
 
Bebauungsplanes 01-15 „Leopold-Zunz-

Weg/Joseph-Plaut-Weg“, 5. 
(beschleunigte) Änderung 

Ortsteil:   Detmold 
Änderungsgebiet: Südlich an die Hans-Hinrichs-

Straße angrenzende Grund-
stücke, westlich Kiewning-
straße 

 
Der o. a. Bebauungsplan wird gem. § 13a (1) BauGB im 
beschleunigten Verfahren ohne Durchführung einer Um-
weltprüfung (§ 2 (4) BauGB) aufgestellt. 
Die Vorprüfung des Einzelfalles hat ergeben, dass keine 
erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten sind. Für 
das Änderungsgebiet ist davon auszugehen, dass ein Vor-
kommen besonders geschützter planungsrelevanter Arten 
im Sinne des § 10 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
nicht vorhanden sind. Gem. den Aussagen des Landesam-
tes für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz NRW (LA-
NUV) ist kein gesetzlich geschütztes Biotop, kein Vogel-
schutzgebiet und kein FFH-Gebiet betroffen. Verbotstatbe-
stände des § 19 (3) BNatSchG liegen nicht vor. Es werden 
keine Maßnahmen durchgeführt, die gem. § 42 (1) 
BNatSchG im Sinne des Artenschutzes als Verbote gelten.  
 
Lage und Umfang des betroffenen Bereiches sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. Für die genaue Abgrenzung des betroffenen 
Gebietes ist die Grenzeintragung im Flurkartenauszug ver-
bindlich.  
 
Die Öffentlichkeit kann sich während der Zeiten des Publi-
kumsverkehrs im Fachbereich 6, Stadtentwicklung, der 
Stadt Detmold, Ferdinand-Brune-Haus, Zimmer 134, Hin-
tergebäude, Rosental 21, über die allgemeinen Ziele und 
Zwecke sowie die wesentlichen Auswirkungen der Planung 
unterrichten und innerhalb von zwei Wochen nach Veröf-
fentlichung dieser Bekanntmachung Äußerungen zur Pla-
nung abgeben. 
 
 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Der Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung der 
Stadt Detmold vom 14.04.2015 über die Aufstellung des  
 
Bebauungsplanes 01-15 „Leopold-Zunz-

Weg/Joseph-Plaut-Weg“, 5. 
(beschleunigte) Änderung 

Ortsteil:   Detmold 
Änderungsgebiet: Südlich an die Hans-Hinrichs-

Straße angrenzende Grund-
stücke, westlich Kiewning-
straße 

 
wird hiermit gemäß § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) öffent-
lich bekannt gemacht. 
 
Detmold, 14.04.2015 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Heller 

Kr.Bl.Lippe 27.04.2015 
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
165 2. Änderung des Bebauungsplanes H 23 A 

„Südwestliches Nordfeld“, Stt. Horn 
 a) Aufstellungsbeschluss 
 b) Bekanntmachung der Öffentlichen Ausle-

gung 
 
zu a) 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Liegenschaften 
des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg hat in seiner öf-
fentlichen Sitzung vom 25.03.2015 die Aufstellung der 2. 
Änderung des o.g. Bebauungsplanes beschlossen. 
 
Die Festsetzungen vom Art und dem Maß der baulichen 
Nutzung werden für einen Teilbereich des Flurstücks Nr. 
183, Flur 2, Gemarkung Horn geändert. Die Abgrenzung 
des Änderungsbereichs ist aus dem nachfolgend mit abge-
drucktem Übersichtsplan ersichtlich.  
 
Es wird hiermit bekannt gemacht, dass der Bebauungsplan 
im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB ohne 
Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 (4) BauGB 
aufgestellt wird. 
 
Von der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gem. 
§ 3 (1) BauGB wird abgesehen. Gelegenheit zur Unterrich-
tung und Äußerung besteht im Rahmen der Offenlegung 
gem. § 3 (2) BauGB. 
 
zu b) 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Liegenschaften 
des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg hat in seiner Sit-
zung vom 25.03.2015 beschlossen, den Entwurf der o.g. 
Bebauungsplanänderung öffentlich auszulegen. 
 
Gem. § 3 Abs. 2 BauGB wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht, dass der Entwurf des Bebauungsplanes und der 
Entwurf der Begründung vom 
 

04. Mai bis einschließlich 03. Juni 2015 
 
öffentlich ausliegen. Die öffentliche Auslegung findet beim 
Fachbereich Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften 
der Stadt Horn-Bad Meinberg (Marktplatz 2, 2. Oberge-
schoss, Aushangtafel im Flur) zu folgenden Zeiten statt: 
Montags bis donnerstags zwischen 8:00 Uhr und 16:00 
Uhr, bzw. mittwochs schon ab 7:30 Uhr und donnerstags 
bis 17:30 Uhr, sowie freitags zwischen 8:00 Uhr und 12:00 
Uhr. 
 
Der genannte Ort der öffentlichen Auslegung im 2. OG ist 
nicht barrierefrei zu erreichen. Für Personen, für die dies 
ein unüberwindbares Hindernis darstellt, wird die Beteili-
gung in einem barrierefrei zugänglichen Raum durchge-
führt. Dazu wird um vorherige Terminabsprache unter Tel. 
05234-201-271 gebeten. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Während der öffentlichen Auslegung kann sich die Öffent-
lichkeit über den Bebauungsplan informieren. Während der 
Auslegungsfrist können von jedermann Äußerungen und 
Stellungnahmen zu dem Entwurf schriftlich an die Stadt 
Horn-Bad Meinberg oder zur Niederschrift beim Fachbe-
reich Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften (Markt-
platz 2, Zimmer 24) vorgebracht werden. Stellungnahmen, 
die im Verfahren der Öffentlichkeitsbeteiligung nicht recht-
zeitig abgegeben worden sind, können bei der Beschluss-
fassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben, 
sofern die Stadt deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte 
kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit 
des Bebauungsplans nicht von Bedeutung ist (gem. § 4a 
(6) BauGB). 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass der Bebauungsplan im 
beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB ohne Durch-
führung einer Umweltprüfung nach § 2 (4) BauGB durchge-
führt wird. Von der Erstellung eines Umweltberichtes nach 
§ 2 a BauGB und der Angabe nach § 3 (2) Satz 2 BauGB, 
welche umweltbezogenen Informationen verfügbar sind, 
wird abgesehen. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 47 Abs. 2a der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) ein Antrag auf Nor-
menkontrolle unzulässig ist, wenn die den Antrag stellende 
Person nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rah-
men der öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet gel-
tend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser 
Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die 
Grenzziehung in dem Entwurf der Planzeichnung verbind-
lich. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 08.04.2015 
In Vertretung 
 
gez. 
 
 
Engel 
Beigeordneter 

Kr.Bl.Lippe 27.04.2015 
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166 Widmung der Straßen „Industriestraße“ und 

„Lippestraße“ im Stadtteil Belle 
 
Die Stadt Horn-Bad Meinberg hat die Straßen „Industrie-
park“ und „Lippestraße“ im Stadtteil Belle endgültig herge-
stellt. 
 
Diese Straßen werden hiermit gemäß § 6 des Straßen- und 
Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG 
NW) vom 23. September 1995 (GV.NW. S. 1028/SGV NW 
91) Ber. in GV NW 1996 S. 81, in der zur Zeit geltenden 
Fassung, als Gemeindestraße -Anliegerstraße- (§ 3 Abs. 4 
Nr. 2 StrWG NW) für den öffentlichen Verkehr gewidmet. 
 
Straßenbaulastträger der vorgenannten Straßen ist gem.    
§ 47 Abs. 1 StrWG NW die Stadt Horn-Bad Meinberg. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diese Widmungsverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach öffentlicher Bekanntmachung Klage beim 
Verwaltungsgericht Minden (Königswall 8, 32423 Minden 
oder Postfach 32 40, 32389 Minden) schriftlich oder in 
elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung über 
den elektronischen Rechtsverkehr bei den Verwaltungs- 
und Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen –
ERVVO VG/FG- vom 07.11.2012 (GV.NRW. Seite 548)- 
oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäfts-
stelle erhoben werden.  
 
Das elektronische Dokument muss mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur nach § 2 Nummer 3 des Signatur-
gesetzes vom 16. Mai 2001 (BGBI. I S. 876) in der jeweils 
geltenden Fassung versehen sein und an die elektronische 
Poststelle des Gerichts übermittelt werden. 
 
Bei schriftlicher Klageerhebung ist die Rechtsbehelfsfrist 
nur gewahrt, wenn die Klageschrift vor Ablauf der Monats-
frist bei Gericht eingegangen ist. Die Klage muss den Klä-
ger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegeh-
rens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthal-
ten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Be-
weismittel sollen angegeben, die angefochtene Verfügung 
soll im Original oder in Ablichtung beigefügt werden. Wird 
die Klage schriftlich erhoben, so sollen ihr zwei Durch-
schriften beigefügt werden. 
 
Falls die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Be-
vollmächtigten versäumt werden sollte, so würde dessen 
Verschulden Ihnen zugerechnet werden. 
 
Bei der Verwendung der elektronischen Form sind beson-
dere technische Rahmenbedingungen zu beachten. Die 
besonderen technischen Voraussetzungen sind unter 
www.egvp.de aufgeführt. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 13.04.2015 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Block 

Kr.Bl.Lippe 27.04.2015 
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Stadt Lügde 
 
167 Verwaltungsgebührensatzung der Stadt Lügde 

vom 14.04.2015 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2023) –in 
der zurzeit geltenden Fassung und der §§ 1, 2, 4 und 5 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712/ SGV 
NRW 610) – in der zur Zeit geltenden Fassung - sowie des 
§ 2 Abs. 3 des Gebührengesetzes für das Land NRW vom 
23. August 1999 (GV NRW S. 524) in der aktuellen Fas-
sung hat der Rat der Stadt Lügde am 09.02.2015 folgende 
Verwaltungsgebührensatzung beschlossen: 
 
§ 1 Gebührenpflichtige Leistungen 
 
Für die in der Anlage genannten Leistungen erhebt die 
Stadt Verwaltungsgebühren. Die Erhebung von Gebühren 
aufgrund anderer Rechtsvorschriften für besondere Leis-
tungen, die in dem Gebührentarif nicht aufgeführt sind, 
bleibt unberührt. 
 
§ 2 Höhe der Gebühr 
 
(1) Die Höhe der Gebühr richtet sich nach der Anlage (Ge-

bührentarif). Bei mehreren gebührenpflichtigen Leistun-
gen entstehen Gebühren einzeln nach den jeweiligen 
Tarifnummern der Anlage. 

 
(2) Für Leistungen, für welche die Anlage einen Gebühren-

rahmen oder eine Bemessung nach Stundensätzen 
vorsieht, sind bei der Festsetzung der Gebühr die Vor-
bereitungszeit und die wirtschaftliche oder sonstige Be-
deutung der Leistung zu berücksichtigen. 

 
§ 3 Gebührenfreiheit 
 
Gebührenfrei sind: 
 

a) Leistungen, für die nach gesetzlichen Vorschriften 
sachliche oder persönliche Gebührenfreiheit be-
steht, 

 
b) Leistungen im Rahmen der Amtshilfe, 
 
c) Leistungen, die überwiegend im öffentlichen Inte-

resse liegen (Beispiele: Wirtschaftsförderung, Wis-
senschaft etc.). 

 
§ 4 Auslagenersatz 
 
Auslagen im Sinne des § 5 Abs. 7 KAG NW kann die Stadt 
auch dann gesondert in Rechnung stellen, wenn die Leis-
tung selbst gebührenfrei ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 5 Billigkeitsmaßnahmen 
 
Gebühren und Auslagen können auf Antrag  ganz oder 
teilweise erlassen werden, wenn dies aus Gründen der Bil-
ligkeit, insbesondere zur Vermeidung sozialer Härten, ge-
boten ist. 
 
Im Übrigen richten sich die Stundung und der Erlass von 
Verwaltungsgebühren nach den Vorschriften des Kommu-
nalabgabengesetzes für das Land NW vom 21.10.1969. 
 
§ 6 Gebührenschuldner 
 
(1) Gebührenschuldner ist, wer die Leistung selbst oder 

durch zurechenbares Verhalten eines Dritten veranlasst 
hat oder wer durch sie begünstigt wird. 

 
(2) Von mehreren an einer Angelegenheit Beteiligten ist 

jeder gebührenpflichtig, soweit die Leistung ihn betrifft. 
 
(3) Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamt-

schuldner. 
 
§ 7 Fälligkeit 
 
(1) Die Gebühr wird mit der Erbringung der Leistung fällig.  
 
(2) Vor Fälligkeit  kann von dem Gebührenschuldner eine 

Sicherheitsleistung bis zur Höhe der für die Leistung 
entstehenden Gebühr verlangt werden.  

 
(3) Der Gebührenschuldner hat Anspruch auf eine Quit-

tung. 
 
§ 8 Gebühren bei Ablehnung oder Zurücknahme von 
Anträgen sowie für Widerspruchsbescheide 
 
(1) Wird ein Antrag auf eine gebührenpflichtige Leistung 

abgelehnt oder vor ihrer Beendigung zurückgenommen, 
so wird eine Gebühr gem. § 5 Abs. 2 des Kommunal-
abgabengesetzes für das Land NW vom 21.10.1969 
erhoben. 

 
(2) Für Widerspruchsbescheide wird nur dann eine Gebühr 

erhoben, wenn der Verwaltungsakt, gegen den Wider-
spruch erhoben wird, gebührenpflichtig ist und wenn 
und soweit der Widerspruch zurückgewiesen wird. Die 
Höhe der Gebühr richtet sich nach § 5 Abs. 3 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land NW vom 
21.10.1969. 

 
§ 9 Beitreibung 
 
Die Gebühren können nach § 1 des Verwaltungsvoll-
streckungsgesetzes vom 13.05.1980 (GV NW. Seite 510) 
im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben werden. 
 
§ 10 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung mit der Tag nach der Bekanntmachung in 
Kraft; gleichzeitig tritt die Verwaltungsgebührensatzung der 
Stadt Lügde vom 8. November 2001 außer Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verlet-
zung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 
beanstandet oder  

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Lügde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Lügde, 14.04.2015 
 
Stadt Lügde  
Der Bürgermeister 
 
 
Reker 

Kr.Bl.Lippe 27.04.2015 
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Gemeinde Schlangen 
 
168 14. Änderung des Flächennutzungsplanes der 

Gemeinde Schlangen 
 Aufstellung des sachlichen Teilflächennut-

zungsplanes „Windenergie“ für das Gemein-
degebiet (Änderung des Gesamt-
Flächennutzungsplanes) 

 hier: Beschluss zur frühzeitigen Beteiligung 
der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 
§§ 3 (1) und 4 (1) BauGB 

 
Der Rat der Gemeinde Schlangen hat in seiner Sitzung am 
26. März 2015 folgende Beschlüsse gefasst: 
 
1. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 

(1) Baugesetzbuch (BauGB) für die 14. Änderung des 
Flächennutzungsplanes ist auf der Grundlage der Po-
tenzialanalyse Windenergie und den Suchräumen als 
deren Ergebnis durchzuführen. 

 
2. Gemäß § 4 (1) BauGB sind die Stellungnahmen der 

Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange zu 
der Potenzialanalyse Windenergie und den Suchräu-
men als deren Ergebnis einzuholen. 

 
In der Ausführung des vorstehenden Beschlusses wird 
hiermit bekannt gemacht, dass der Entwurf der 14. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Schlangen 
zur Durchführung der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung 
gemäß § 3 Abs. 1 BauGB  in der Zeit vom 
 

08. Mai 2015 bis einschließlich 08. Juni 2015 
 
während der Dienstzeiten (montags bis freitags von 8.30 
Uhr bis 12.15 Uhr sowie donnerstags von 14.00 Uhr bis 
18.00 Uhr) im Bauamt des Rathauses Schlangen, Im Dorfe 
2, 33189 Schlangen, öffentlich ausliegt.  
 
Lage und Umfang der Änderung umfasst das gesamte 
Gemeindegebiet. 
 
Während der Auslegungsfrist können schriftlich oder zur 
Niederschrift im Rathaus Schlangen, Im Dorfe 2, 33189 
Schlangen, Stellungnahmen abgegeben werden.. 
 
Schlangen, 02.04.2015 
 
Gemeinde Schlangen 
 
 
Der Bürgermeister 
Ulrich Knorr 

Kr.Bl.Lippe 27.04.2015 
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169 Straßennamenänderung 
 
Der Rat der Gemeinde Schlangen hat in seiner Sitzung am 
26. März 2015 folgende Beschlüsse gefasst: 
 
Der Rat der Gemeinde Schlangen beschließt, die Straße 
„Industriestraße“ in „Hans-Wilhelm-Peters-Straße“ umzu-
benennen. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Hiermit wird gemäß § 2 Abs. 3 BekanntmachungsVO NRW 
bestätigt, dass der obige Wortlaut des Beschlusses zur 
Straßennamenänderung gefasst wurde, übereinstimmt und 
dass die nach § 2 Abs. 1 und 2 BekanntmachungsVO 
NRW einzuhaltenden Formvorschriften eingehalten wur-
den. 
 
Schlangen, den 15.04.2015 
Gemeinde Schlangen 
Der Bürgermeister 
 
 
Ulrich Knorr 

Kr.Bl.Lippe 27.04.2015 
 
 
 
170 6. Änderung des Bebauungsplans Nr. S 2 der 

Gemeinde Schlangen – Gebiet zwischen der 
Lindenstraße, Am Strothweg, der Badstraße, 
der Straße „Am Tiwitt“ und der Wiesenstraße, 
einschließlich der Flurstücke westlich der 
Wiesenstraße – im Ortsteil Schlangen 

 
Der Rat der Gemeinde Schlangen hat in seiner Sitzung am 
18. Dezember 2014 folgende Beschlüsse gefasst: 
 
Der Rat der Gemeinde Schlangen beschließt, die Einlei-
tung des Verfahrens zur 6. Änderung des Bebauungsplans 
Nr. S 2 der Gemeinde Schlangen – Gebiet zwischen der 
Lindenstraße, Am Strothweg, der Badstraße, der Straße 
„Am Tiwitt“ und der Wiesenstraße, einschließlich der Flur-
stücke westlich der Wiesenstraße – im Ortsteil Schlangen 
gemäß § 2 (1) BauGB. 
 
Der Rat der Gemeinde Schlangen beschließt, das be-
schleunigte Verfahren gem. § 13 a BauGB (Bebauungsplan 
der Innenentwicklung) ohne Durchführung einer Umwelt-
prüfung nach § 2 (4) BauGB anzuwenden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Der Beschluss wird gemäß § 2 (1) BauGB in Verbindung 
mit § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) i. d. F. der Bekanntmachung vom 14. 
Juli 1994 (GV NRW S. 666 – SGV. NW. 2023), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 1. Oktober 2013 
(GV NRW S. 564, 565) ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Der Rat der Gemeinde Schlangen beschließt die 6. Ände-
rung des Bebauungsplans Nr. S 2 der Gemeinde Schlan-
gen mit Begründung als Entwurf und ordnet die Durchfüh-
rung der Öffentlichkeitsbeteiligung und der Beteiligung der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach 
§ 3 (2) und § 4 (2) BauGB auf der Grundlage dieses Ent-
wurfs an. 
 
Hiermit wird gemäß § 2 Abs. 3 BekanntmachungsVO NRW 
bestätigt, dass der obige Wortlaut des Beschlusses zur 6. 
Änderung des Bebauungsplans Nr. S 2 der Gemeinde 
Schlangen – Gebiet zwischen der Lindenstraße, Am 
Strothweg, der Badstraße, der Straße „Am Tiwitt“ und der 
Wiesenstraße, einschließlich der Flurstücke westlich der 
Wiesenstraße – im Ortsteil Schlangen, gefasst hat, über-
einstimmt und dass die nach § 2 Abs. 1 und 2 Bekanntma-
chungsVO NRW einzuhaltenden Formvorschriften einge-
halten wurden. 
 
Die Bekanntmachung des Beschlusses zur 6. Änderung 
des Bebauungsplans Nr. S 2 der Gemeinde Schlangen – 
Gebiet zwischen der Lindenstraße, Am Strothweg, der 
Badstraße, der Straße „Am Tiwitt“ und der Wiesenstraße, 
einschließlich der Flurstücke westlich der Wiesenstraße – 
im Ortsteil Schlangen, gem. § 2 Abs. 1 BauGB wird hiermit 
angeordnet. 
 
In der Ausführung der vorstehenden Beschlüsse wird hier-
mit bekanntgemacht, dass der Entwurf der zur 6. Änderung 
des Bebauungsplans Nr. S 2 der Gemeinde Schlangen – 
Gebiet zwischen der Lindenstraße, Am Strothweg, der 
Badstraße, der Straße „Am Tiwitt“ und der Wiesenstraße, 
einschließlich der Flurstücke westlich der Wiesenstraße – 
im Ortsteil Schlangen, in der Zeit vom 
 

04. Februar 2015 bis einschl. 04. März 2015 
 
während der Dienstzeiten (montags bis freitags von 8.30 
Uhr bis 12.15 Uhr sowie donnerstags von 14.00 Uhr bis 
18.00 Uhr) im Bauamt des Rathauses Schlangen, Im Dorfe 
2, 33189 Schlangen, öffentlich ausliegt.  
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem in der 
Bekanntmachung abgedruckten Übersichtsplan ersichtlich.  
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Bedenken und Anregungen zu der offen liegenden Be-
gründung können während der Auslegungsfrist schriftlich 
oder zur Niederschrift im Rathaus Schlangen, Im Dorfe 2, 
33189 Schlangen, vorgebracht werden. 
 
Schlangen, den 12.01.2015 
 
Gemeinde Schlangen 
Der Bürgermeister 
 
 
Ulrich Knorr 

Kr.Bl.Lippe 27.04.2015 
 
Übersichtsplan der  zur 6. Änderung des Bebauungs-
plans Nr. S 2 der Gemeinde Schlangen – Gebiet zwi-
schen der Lindenstraße, Am Strothweg, der Badstraße, 
der Straße „Am Tiwitt“ und der Wiesenstraße, ein-
schließlich der Flurstücke westlich der Wiesenstraße – 
im Ortsteil Schlangen 
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